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Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in einer am 13. Dezember 1968 
in Luxemburg abgehaltenen Sondersitzung eine 

Entschließung über die derzeitigen Probleme 
der Europäischen Atomgemeinschaft 

angenommen, deren Wortlaut ich mich beehre Ihnen anliegend 
zu übermitteln. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Alain Poher 


Anlage 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entsdiließung 

über 

die derzeitigen Probleme der Europäisdien Atomgemeinsdiaft 


Das ZU einer Sondersitzung einberufene Europäisdie 
Parlament, 

— in Anbetradit der schweren Krise, die die Exi- 
stenz der Euratom bedroht, 

— in der Erwägung, daß das Fehlen eines politischen 
Willens zu einer gefährlichen Aufsplitterung der 
Forschungs- und Entwicklungsprogramme der Ge- 
meinschaft geführt hat, 

— unter Hinweis auf seine zahlreichen, die Euratom 
betreffenden Stellungnahmen, insbesondere auf 
seine Entschließungen vom 24. Januar und 
27, November 1968 ^), 

1. bekräftigt seine Auffassung, daß die euro- 
päische Autonomie im Kemenergiesektor wie in den 
meisten Spitzensektoren der wissenschaftlichen For- 
schung die Fortsetzung der gemeinschaftlichen Tätig- 
keit der Euratom erforderlich macht, und zwar nicht 
unter Beibehaltung des Status quo, der bis jetzt ihre 
Wirksamkeit behindert hat, sondern in einem Geist 
der europäischen Neubelebung aller Zweige der 
Technologie; 

2. weist darauf hin, daß eine europäische Gemein- 
schaft ohne eine gemeinsame Politik in den Sektoren 
der Kernforschung, der wissenschaftlichen Forschung 
und des technologischen Fortschritts — da eindeutig 
nachgewiesen ist, daß die einzelnen Staaten für sich 
allein nicht in der Lage sind, auf diesen Gebieten in 
angemessenen Fristen Fortschritte zu erzielen — zur 
Folge hätte, daß das freie Europa endgültig zu einer 
ständigen wirtschaftlichen und politischen Unter- 
legenheit gegenüber den anderen Teilen der Welt 
verurteilt wird; 

3. erklärt, daß bis zur Aufstellung eines gemein- 
samen mehrjährigen Forschungs- und Investitions- 
programms die Zukunft der Gemeinschaft im Bereich 
der Forschung nicht aufs Spiel gesetzt werden und 
daß deshalb die Euratom nichts von ihrem Bestand 
an qualifiziertem Personal und an technischen An- 
lagen verlieren darf; 

4. hält aus den gleichen Gründen die Fortdauer 
der Beschäftigung des Personals des gemeinsamen 
Forschungszentrums für unerläßlich, und zwar so- 
wohl im Hinblick auf die Erfüllung von dessen Auf- 
gaben als auch auf die fachliche Eignung des künftig 
einzustellenden Personals; 

5. fordert daher, daß der Rat so rasch wie mög- 
lich die erforderlichen, wenn auch nur vorläufigen, 
Finanzmaßnahmen festlegt und einen Übergangs- 
Haushaltsplan auf stellt; 
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6. ist sich darüber im klaren, daß die Tätigkeit 
der Euratom an die technischen und wissenschaft- 
lichen Ziele angepaßt werden muß, dringt darauf, 
daß die Kommission dazu Vorschläge unterbreitet, 
und begrüßt den Beschluß des Rates vom 10. Dezem- 
ber, durch den die „Arbeitsgruppe für die Politik der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung" auf- 
gefordert wird, ihre Arbeit wieder aufzunehmen; 

7. ist der Ansicht, daß sich der Rat völlig darüber 
im klaren sein muß, daß sein Beschluß über das For- 
schungsprogramm nicht nur der Ausdruck seineis 
Willens sein wird, eine gemeinsame Kemenergie- 
politik fortzusetzen, sondern auch seines Willens, 
eine Forschungspolitik der Gemeinschaft im Bereich 
der Technologie sowohl für die am weitesten fort- 
geschrittenen als auch für die traditionellen Sektoren 
zu entwickeln; 

8. fordert, daß die auf Grund des Beschlusses des 
Rates vom 8. Dezember 1967 zu treffenden zusätz- 
lichen Maßnahmen in Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission festgelegt werden, die eine bessere Koordi- 
nierung der gesamten Tätigkeit der Gemeinschaft 
auf dem Kernsektor gewährleisten muß; 

9. weist darauf hin, daß die Kommission gemäß 
dem Vertrag die Aufgabe hat, dem Rat Vorschläge 
zu unterbreiten, und verlangt daher, daß der Rat der 
Kommission die entscheidende Rolle zuweist, die ihr 
bei der Fortsetzung der Untersuchungen und der 
Vorbereitung der sich daraus ergebenden Maßnah- 
men zusteht; 

10. weist die Kommission auf ihre besondere Ver- 
antwortung gegenüber dem Europäischen Parlament 
hin und ersucht sie, ihm auf seiner nächsten Tagung 
über den Stand der Arbeiten und über die sich daraus 
ergebenden Aussichten für die Zukunft der Euratom 
und der europäischen Forschung zu berichten; 

11. beschließt, um einen weiteren Beitrag zur 
Lösung der derzeitigen Krise zu leisten, seine zu- 
ständigen Ausschüsise zu beauftragen, in möglichst 
kurzer Zeit einen Bericht über die Lehren, die aus 
den Schwierigkeiten der Euratom zu ziehen sind, 
und über die Vorschläge für eine gemeinschaftliche 
Lösung der verschiedenen Probleme auszuarbeiten; 

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung unverzüglich dem Rat und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften sowie den Parlamen- 
ten und den Regierungen der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln 

H. R. Nord Josef Wohlfart 

Generalsekretär Vizepräsident 
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